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   A R B E I T S G E M E I N S C H A F T
   D O N A U L Ä N D E R


                         16. SITZUNG DER 
ARBEITSGRUPPE DER LEITENDEN BEAMTEN

                              18. Juni 2003

                  St. Pölten, Niederösterreich


Tagesordnungspunkt 5

Bericht über die „Konferenz der Präsidenten der europäischen interregionalen Organisationen (Arbeitsgemeinschaften)“ und Vorstellung der „St. Pöltner Erklärung“


Siehe beiliegende Dokumente
Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Zukunft der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im erweiterten Europa war das Thema einer Pressekonferenz am ersten Arbeitstag nach dem Beitritt von 10 Ländern zur Europäischen Union am Montag, dem 3. Mai 2004 in Wien. Wir wollten die Position unserer interregionalen Mitgliedsorganisationen und die der VRE zur entscheidenden Rolle der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit vorstellen.

Stellvertretend für die 12 interregionalen Mitgliedsorganisationen der VRE haben deren Präsidentin und Landeshauptmannstellvertreterin von Niederösterreich Liese Prokop, der Präsidenten der ARGE Alpen-Adria, Zoltan Kiss, Präsident des Komitates Zala in Ungarn, die ARGE 
der europäischen Grenzregionen und deren Generalsekretär Jens Gabbe und als Vertreter der ARGE Donauländer unser Vorsitzender der Arbeitsgruppe der Leitenden Beamten, Landesamtsdirektor Dr. Werner Seif unsere Anliegen vorgetragen. 

Als Liese Prokop im Jahr 2000 Präsidentin der VRE wurde, war es eines ihrer Hauptanliegen, die Zusammenarbeit der VRE mit den europäischen Institutionen und den Arbeitsgemeinschaften zu intensivieren, um gemeinsame Anliegen besser vertreten und auch durchsetzen zu können. Es gab mehrere Treffen der Präsidenten dieser Arbeitsgemeinschaften mit dem Ziel, die Arbeit zu koordinieren und gemeinsame Positionen zu artikulieren. Die Generalsekretäre und Geschäftsstellen haben daher für dieses historische Datum Europas, die Zukunft der regionalen Zusammenarbeit zum Schwerpunkt ihrer Arbeit gemacht.

Auf den Beitritt von 10 neuen Staaten zur Europäischen Union haben die Regionen und unsere Organisationen zielgerichtet hingearbeitet und werden einen wertvollen und unverzichtbaren Beitrag zur Verwirklichung dieses Projektes leisten.

Die Präsidenten der europäischen interregionalen Organisationen fordern daher anlässlich der EU-Erweiterung neuerlich die Anerkennung der Regionen als Partner in der erweiterten EU. Das ist der Grund für die Erklärung « Die Zukunft der Europäischen Union », die auf folgenden Überlegungen aufbaut:
1. Eine « Europäische Wertegemeinschaft »:

Die Integration der neuen Bürgerinnen und Bürger kann nur in einer Wertegemeinschaft erfolgen, die gemeinsame Ziele in den Bereichen Soziales, Wirtschaft, Kultur und der politischen Gestaltung hat. Die Erhaltung der kulturellen Vielfalt der Regionen muss zu den Zielen der Europäischen Union gehören. Die « Einheit in Vielfalt » wird gerade durch die Regionen verwirklicht.

2. Der Vertrag über eine Verfassung für Europa:
Die notwendigen Diskussionen zur Verabschiedung des Verfassungsvertrages bieten Gelegenheit, das Wesen der EU zu diskutieren und den Bürgern näher zu bringen. Das gilt insbesondere für wichtige demokratische Grundprinzipien wie Klarheit bei der Kompetenzverteilung und der Gewaltenteilung. Transparenz, Information und die Vermittlung der Inhalte an die Bürger sind für eine Akzeptanz des Verfassungsvertrages unverzichtbar. Die Regionen werden besonders darauf achten, dass die Gestaltungsmöglichkeiten regionaler Politik in den Bereichen Kultur, Bildung, Gesundheit und Verkehr sowie die Aufrechterhaltung der Dienstleistungen insbesondere bei Gesundheit und Sozialem nicht gedankenlos der Wettbewerbspolitik geopfert werden. Die VRE hat mit ihren regionalen Ministerkonferenzen diese Probleme aufgegriffen und thematisiert. So hat zum Beispiel die Konferenz der regionalen Kulturminister im Herbst 2002 in Brixen bewirkt, dass die auf nationaler Ebene geführten Verhandlungen über das GATS Abkommen in den Regionen diskutiert wurde und die Staaten und damit auch die Europäische Union begannen, ihre Positionen zu überdenken.

3. Die Kohäsions- und Regionalpolitik in einem erweiterten Europa:
Hier sind neue und flexible Politiken für die Strukturfonds sowie die Gemeinschaftsinitiativen zu entwickeln. Kohäsionspolitik darf sich nicht allein auf die Förderung des Wachstums beschränken. Sie wird nur erfolgreich sein, wenn sie in enger Zusammenarbeit der europäischen Institutionen mit allen Ebenen, besonders den Regionen, erfolgt.

4. Die Rolle der Regionen in einem erweiterten Europa:

Um die Position der Regionen und deren Zusammenschlüsse zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in allen Varianten festzuhalten, haben wir begonnen, ein Weißbuch « Zur Rolle der Regionen in der erweiterten EU » zu erstellen.

Es gibt bereits gemeinsame Positionen zu den Themen

· Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, erarbeitet von der VRE,

· Kulturen in Europa, das von der ARGE Alpen-Adria 

vorbereitet wurde,

· Zukunft der europäischen Verkehrspolitik, vorgelegt von
 
der ARGE Donauländer und

· Regionen mit besonderen Problemen, verfasst von 
 
den peripheren Gebieten und der ARGE der 
 
Weinbauregionen

Jetzt wird mit voller Kraft an der Verwirklichung dieses Weißbuches gearbeitet.

